
2129

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1960 Ausgegeben am 29. November 1960 66. Stück

2 3 2 . Zusatzabkommen zwischen der Republik Österreich und der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien zum
Übereinkommen zur Regelung des kleinen Grenzverkehrs.

2 3 3 . Deklaration über den provisorischen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen.

232.

ZUSATZABKOMMEN ZWISCHEN DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER
FÖDERATIVEN VOLKSREPUBLIK JU-
GOSLAWIEN ZUM ÜBEREINKOMMEN
ZUR REGELUNG DES KLEINEN
GRENZVERKEHRS VOM 19. MÄRZ 1953.

Artikel 1

1. Als Grenzbezirke im Sinne dieses Zusatz-
abkommens gelten die in der Anlage I des Über-
einkommens zur Regelung des kleinen Grenz-
verkehrs vom 19. März 1953 festgelegten Grenz-
streifen.

2. Gebietsveränderungen der Gemeinden oder
Katastralgemeinden haben keinen Einfluß auf
den Umfang der im Absatz 1 festgelegten Grenz-
bezirke.

Artikel 2

1. Österreichische und jugoslawische Staats-
angehörige, die ihren ständigen Wohnsitz in
einem der Grenzbezirke haben, sind nach Maß-
gabe der Bestimmungen dieses Abkommens be-
rechtigt, viermal innerhalb eines Monates die
Staatsgrenze zu überschreiten und sich im jen-
seitigen Grenzbezirk jeweils bis zur Höchst-
dauer von 60 Stunden aufzuhalten.

2. Minderjährige unter 16 Jahren dürfen die
Staatsgrenze nur in Begleitung der Eltern oder
anderer Personen, in deren Dauergrenzschein
sie eingetragen sind, überschreiten.

Artikel 3

Für den Grenzübertritt im Sinne dieses Ab-
kommens ist der Dauergrenzschein nach 3em
Muster der Anlage A vorgesehen, der in
deutscher und slowenischer Sprache ausgestellt
wird.

Artikel 4

1. Der Dauergrenzschein hat zu enthalten:

a) den Namen und die Personaldaten des
Inhabers;
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b) die Personalbeschreibung und ein Licht-
bild neueren Datums des Inhabers;

c) dessen Beschäftigung;
d) die Angabe des Gebietes im jenseitigen

Grenzbezirk, auf dem der Aufenthalt ge-
stattet ist;

e) die Namen von Minderjährigen unter 16
Jahren, die die Staatsgrenze ohne eigenes
Grenzdokument zu überschreiten berech-
tigt sind;

f) die Angabe der zugelassenen Grenzüber-
trittsstellen, deren Anzahl in der Regel
fünf nicht überschreiten soll.

2. Der Dauergrenzschein wird längstens für
die Dauer eines Jahres ausgestellt und kann je-
weils höchstens für ein weiteres Jahr verlängert
werden. Er ist möglichst binnen 20 Tagen auszu-
fertigen.

3. Der Dauergrenzschein berechtigt den In-
haber zur viermaligen Einreise innerhalb eines
Monates über die im Dauergrenzschein angeführ-
ten Grenzübertrittsstellen und zum Aufenthalt
für jeweils 60 Stunden auf dem bestimmten Ge-
biete des jenseitigen Grenzbezirkes. Die Über-
schreitung der Staatsgrenze hat in beiden Rich-
tungen über dieselbe Grenzübertrittsstelle zu er-
folgen.

4. Dem Inhaber eines Dauergrenz?cheines
kann in Fällen höherer Gewalt, Krankheit oder
anderer unvorhergesehener wichtiger Gründe
der Aufenthalt im benachbarten Gebiet bis zum
Wegfall des Hindernisses gestattet werden.
Hierüber ist die zuständige Behörde des anderen
Staates ehestens zu benachrichtigen.

5. In derselben Weise ist bei einer Festnahme
und Anhaltung eines Inhabers eines Dauergrenz-
scheines auf dem Gebiete des anderen Staates
vorzugehen.

Artikel 5

Das Überschreiten der Staatsgrenze im Sinne
dieses Abkommens ist an den in der Anlage VI
des Übereinkommens zur Regelung des kleinen
Grenzverkehrs vom 19. März 1953 sowie an den
in der Anlage B dieses Abkommens verzeich-
neten Grenzübertrittsstellen gestattet.

Artikel 6

Für die Verbringung von Waren und
Zahlungsmitteln aus einem Grenzbezirk in den
anderen werden die beiden Vertragsteile ihre
autonomen Vorschriften zur Anwendung brin-
gen.

Artikel 7

Im Verkehr zwischen den beiden Grenz-
bezirken werden die beiden Vertragsteile für
die zollrechtliche Behandlung der Beförderungs-
mittel sowie des notwendigen Zugehörs und der
Betriebsmittel ihre autonomen Vorschriften zur
Anwendung bringen.
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Artikel 8

Mit der Frage der Einrichtung von Autobus-
linien im Rahmen des kleinen Grenzverkehrs
wird sich die ständige Gemischte Kommission
(Artikel 9) befassen und im Falle des Bedarfes
geeignete Vorschläge erstatten.

Artikel 9

1. Um die Entwicklung des kleinen Grenzver-
kehrs zu fördern und um eine geregelte An-
wendung dieses Abkommens sowie des Überein-
kommens zur Regelung des kleinen Grenzver-
kehrs vom 19 März 1953 zu gewährleisten, wird
eine ständige Gemischte Kommission gebildet.
Sie besteht aus sechs Mitgliedern, von welchen
jeder Vertragsteil drei bestimmt, wobei beide
Teile Experten beiziehen können.

2. Die Kommission wird innerhalb eines
Monates nach Inkrafttreten dieses Abkommens
zu ihrer ersten Tagung zusammentreten. Sie
wird einmal jährlich eine ordentliche Tagung ab-
wechselnd in einem der beiden Staaten abhalten.
Außerdem können außerordentliche Tagungen
auf Verlangen einer Seite einberufen werden.
Über Ort und Zeit der Tagungen werden sich
beide Seiten rechtzeitig verständigen.

3. Die Entschließungen der Kommission wer-
den mit Stimmeneinhelligkeit gefaßt. In Fällen,
in denen in der Kommission keine Überein-
stimmung erzielt wurde, kann der diplomatische
Weg beschritten werden.

4. Die Entschließungen der Kommission
treten in Kraft nach gegenseitiger Benachrichti-
gung, daß die innerstaatlichen gesetzlichen Vor-
aussetzungen für das Inkrafttreten gegeben sind.

5. Die Kommission hat die Aufgabe, alle
Fragen, die sich bei der Auslegung und Anwen-
dung der in Absatz 1 erwähnten Abkommen er-
geben, insbesondere die Eröffnung und
Schließung des Verkehrs über die vorgesehenen
Grenzübertrittsstellen, und alle übrigen Auf-
gaben, die ihr übertragen werden, zu behandeln
sowie Vorschläge für die Abänderung und Er-
gänzung der bestehenden Abkommen zu er-
statten.

Artikel 10

1. Die Bestimmungen der Artikel 9 a, 10 so-
wie 14 Absatz 1, 2 und 3 des Übereinkommens
zur Regelung des kleinen Grenzverkehrs vom
19. März 1953 sind sinngemäß anzuwenden.

2. Alle übrigen Bestimmungen des im Absatz 1
bezogenen Übereinkommens finden auch auf
dieses Zusatzabkommen Anwendung, soweit sie
nicht damit im Widerspruch stehen.

Artikel 11

1. Der Tag des Inkrafttretens des vorliegenden
Abkommens wird durch Notenwechsel zwischen
den beiden Regierungen vereinbart werden.
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2. Dieses Abkommen kann von beiden ver-
tragschließenden Teilen jederzeit mit der Wir-
kung gekündigt werden, daß seine Geltung nach
sechs Monaten vom Tage des Empfanges der
Kündigung erlischt.

Ausgefertigt in Belgrad, am 18. März 1960,
in doppelter Urschrift in deutscher und serbo-
kroatischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Kreisky m. p.

Für die Regierung der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien:

Koča Popović m. p.
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Anlage B

(Art. 5)

Verzeichnis
der Grenzübertrittsstellen

a) im Eisenbahnverkehr:
1. Spielfeld — Sentilj
2. Bleiburg — Prevalje
3. Lavamünd — Dravograd
4. Rosenbach — Jesenice

b) im Straßenverkehr:

1. Luscha — Koprivna
2. St. Leonhard — Sveti Duh

Dieses Zusatzabkommen wurde im Sinne seines Artikels 11 durch Notenwechsel mit 15. Juli
1960 in Kraft gesetzt.

Raab
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Nachdem die Deklaration über den provisorischen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen, welche also lautet:

(Übersetzung.)

DEKLARATION ÜBER DEN PROVISO-
RISCHEN BEITRITT TUNESIENS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL- UND HANDELS-

ABKOMMEN

IN DER ERWÄGUNG, daß die Regierung
Tunesiens am 4. November 1959 ein formelles
Ansuchen um Beitritt zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen (in der Folge als „All-
gemeines Abkommen" bezeichnet) im Einklang
mit den Bestimmungen des Artikels XXXIII des
Allgemeinen Abkommens stellte, und

MIT RÜCKSICHT auf den Wunsch vieler
Vertragsstaaten des Allgemeinen Abkommens,
während der 1960 und 1961 stattfindenden Zoll-
tarifkonferenz, die von den Vertragsstaaten des
Allgemeinen Abkommens (in der Folge als
„VERTRAGSSTAATEN" bezeichnet) vorbe-
reitet wird, jene Zollverhandlungen mit Tunesien
durchzuführen, die nach Ansicht der Vertrags-
staaten einem Beitritt nach Artikel XXXIII vor-
auszugehen haben,

1. ERKLÄREN die Regierung Tunesiens und
andere Regierungen, in deren Namen diese De-
klaration angenommen wurde (die letzteren im
folgenden als „teilnehmende Regierungen" be-
zeichnet), daß, solange der Beitritt Tunesiens nach
den Bestimmungen des Artikels XXXIII, der
nach Durchführung von Zollverhandlungen mit
Vertragsstaaten des Allgemeinen Abkommens er-
folgen soll, in Schwebe ist, die Handelsbezie-
hungen zwischen den teilnehmenden Regie-
rungen und Tunesien auf dem Allgemeinen A b -
kommen basieren werden, als ob die Bestim-
mungen des Musterbeitrittsprotokolls, das von
den VERTRAGSSTAATEN am 23. Oktober
1951 angenommen wurde, in der vorliegenden
Deklaration enthalten wären, mit der Ausnahme,
daß Tunesien keine unmittelbaren Rechte auf die
in den Listen zum Allgemeinen Abkommen ent-
haltenen Zollzugeständnisse, sei es nach den Be-
stimmungen des Artikels II, sei es nach den Be-
stimmungen irgendeines anderen Artikels des
Allgemeinen Abkommens, haben wird,

2. ERSUCHEN die Regierung Tunesiens und
die teilnehmenden Regierungen die VER-
TRAGSSTAATEN, die notwendigen Maßnah-
men zur Durchführung dieser Deklaration zu
treffen.

3. Diese Deklaration, welche von den VER-
TRAGSSTAATEN mit Zweidrittelmehrheit ge-
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nehmigt wurde, liegt zur Annahme durch Unter-
zeichnung oder auf andere Art durch Tunesien,
durch Vertragsstaaten des Allgemeinen Abkom-
mens oder durch Regierungen, die dem All-
gemeinen Abkommen provisorisch beitreten, auf.

4. Diese Deklaration wird beim Exekutiv-
sekretär der VERTRAGSSTAATEN hinterlegt
werden.

5. Der Exekutivsekretär der VERTRAGS-
STAATEN wird unverzüglich eine beglaubigte
Kopie dieser Deklaration und eine Verständigung
über jede Annahme jeder Regierung, der die
Deklaration zur Annahme offensteht, übermit-
teln.

6. Diese Deklaration wird zwischen Tunesien
und jeder teilnehmenden Regierung am 30. Tag
nach dem Tag der Annahme durch Tunesien und
durch die betreffende Regierung in Kraft treten;
sie bleibt in Kraft, bis die Regierung Tunesiens
dem Allgemeinen Abkommen nach den Bestim-
mungen des Artikels XXXIII beitritt oder bis
zum 31. Dezember 1961, je nachdem, welcher
Zeitpunkt früher eintritt, es sei denn, Tunesien
und die teilnehmenden Regierungen kommen
überein, die Wirksamkeit der Deklaration bis zu
einem späteren Zeitpunkt zu verlängern.

GESCHEHEN zu Tokio, am 12. November
Neunzehnhundertneunundfünfzig in einfacher
Ausfertigung, in englischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Deklaration für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in dieser Deklaration enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 17. September 1960.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Heilingsetzer

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
i, V. Pittermann

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde am 13. Oktober 1960 beim GATT-Sekretariat
in Genf hinterlegt.

Raab
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